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Seit etlichen Jahren ist es um den Beschäf-
tigtendatenschutz in Zusammenhang mit 
Leistungs- und Verhaltenskontrollen im 
Call-Center eher still geworden. Seit 2010 
liegt nun ein Entwurf zu einem Beschäf-
tigtendatenschutzgesetz (BDSG-E) seitens 
des Bundesinnenministeriums vor, der 
das verdeckte Mithören von Telefonaten 
im Call-Center legalisieren soll. Allerdings 
sollen die Arbeitgeber laut Entwurf Rah-
menbedingungen zur Verhältnismäßigkeit 
von verdeckten Kontrollen einhalten. Der 
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HIER LESEN SIE:

 welche Kontrolltechniken bei der Überwachung  
der Arbeit von Call-Center-Agenten eingesetzt  
werden können

 inwieweit Stimmungsanalyse und „Keyword  
Spotting” als neue Formen der Mitarbeiterüber-
wachung datenschutz- und verfassungsrechtlich 
zulässig sind

 welchen Gestaltungsspielraum die Betriebsparteien 
bei Regelungen zu diesen Überwachungsformen 
haben

Die Beschäftigten in Call-Centern sind immer wieder damit konfrontiert, dass ihre Leistung – das Telefonat – systema-
tisch erfasst, beobachtet und kontrolliert wird. Insbesondere die Zwecke der betrieblichen Steuerung und der Qua-
litätskontrolle werden von den Arbeitgebern und ihren Auftraggebern angeführt, um den Einsatz von ausufernden 
Kontrolltechniken zu rechtfertigen. Angesichts der vielen Datenschutzskandale in der jüngsten Vergangenheit wer-
den diese „Maßnahmen der Qualitätssicherung“ nicht mehr offen eingesetzt bzw. thematisiert und verbleiben des-
halb in einer Grauzone. Kaum Beachtung hat bisher gefunden, dass inzwischen auch die Stimmungen der Mitarbeiter 
und ihre verwendeten Sätze und Wörter dauerhaft kontrolliert werden sollen. Umso wichtiger ist es zu überprüfen, 
ob der Einsatz computergestützter und automatisierter Techniken der Stimmungs- und Gesprächs analyse mit den 
Persönlichkeitsrechten der Betroffenen vereinbar ist.

Entwurf nimmt in § 32 i Abs. 1 BDSG-E so-
mit eine Problematik von Leistungs- und 
Verhaltenskontrollen im Call-Center auf, 
die datenschutzrechtlich schon seit Länge-
rem streitig ist und erleichtert die Überwa-
chung in Call-Centern.1

Permanente und lückenlose 
Mitarbeiterüberwachung 

Zu Beginn des Call-Center-Booms wurden 
verstärkt ACD-Anlagen für Call-Center 

diskutiert, die es ermöglichen, detaillierte 
Leistungs- und Verhaltensdaten der Be-
schäftigten zu erheben und in Echtzeit 
oder über verschiedene Zeiträume auszu-
werten.2 Zusätzlich ergibt sich durch den 
technischen Fortschritt in Call-Centern 
eine Reihe von zusätzlichen Kontrollmög-
lichkeiten.

Das offene und verdeckte Mithören 
(Monitoring, Silent Monitoring), verdeckte 
Testanrufe (Mystery Calls) an bestimmte 
oder zufällige Mitarbeiterplätze, automa-
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tisiertes Aufzeichnen und Auswerten von 
Gesprächen (Voice Recording) und die 
gezielte Auswertung von Daten der ACD-
Anlage beschäftigten in der Vergangenheit 
immer wieder Arbeitgeber, Auftraggeber3 
von Call-Centern, Datenschützer und Inte-
ressenvertretungen hinsichtlich der rechtli-
chen Zulässigkeit.4

selwörter und Sätze zu analysieren und 
z. B. Auswertungen zu erstellen, welche 
Wörter oder Sätze besonders oft von den 
Gesprächsteilnehmern genutzt werden. 
Diese Methode wird „Keyword Spotting“ 
genannt und soll angeblich vom israe-
lischen Geheimdienst Mossad entwickelt 
worden sein.

Kernbereich der Individualität, Identität 
und Integrität betroffen, der unantastbar 
bleiben muss.9

Stimmungsanalysen zur Kontrolle

Eine weitere Form der Kontrolle ist die Ana-
lyse der Stimmung des Call-Center-Mitar-
beiters und des Kunden jeweils zu Beginn 
und zum Ende des Gesprächs. Auch diese 
Kontrolle der Stimmungserkennung kann 
softwaregestützt10 und in Echtzeit vorge-
nommen werden. 

Die Stimmung des Kunden kann mit der 
Zielsetzung analysiert werden, während 
des gesamten Gesprächs zu überwachen, 
wie der Mitarbeiter auf Stimmungen des 
Anrufers reagiert und ob der Mitarbeiter 
mit seinen Reaktionen eine positive oder 
negative Stimmungslage beim Anrufen-
den erzeugt hat. 

In der Beschreibung der Software Nice 
zur Gesprächsanalyse11 wird ausgeführt, 
dass die Verwendung bestimmter Wör-
ter auf Emotionen schließen lassen. Aber 
manchmal seien die Emotionen des Spre-
chers nur dadurch zu entdecken, dass 
die Stimme und der Ton/die Tonlage des 
Sprechers analysiert wird. Andere daten-
verarbeitungsgestützten Analysesysteme 
gehen davon aus, dass Stress und negati-
ve Gefühle im Allgemeinen einen starken 
Einfluss auf Stimmcharakteristiken haben. 
Diese machen sich dann unter anderem in 
Tonfall, Tonhöhe und Sprechgeschwindig-
keit sowie im Atemrhythmus bemerkbar.

Hier stellt sich die entscheidende Frage, 
inwieweit eine solche intensive und lücken-
lose Überwachung des Arbeitnehmers zu-
lässig ist bzw. gegebenenfalls noch daten-
schutzrechtlich zulässig gestaltet werden 
kann. Offensichtlich nimmt durch diese 
Methode der Überwachung von Emotio-
nen die Überwachungsintensität ganz er-
heblich zu.

Stimmungserkennungs-Software 
als Lügendetektor

Aus Großbritannien wird berichtet, dass bei 
Anrufen in Sozialbehörden die Anrufer von 
Stimm-Computern begrüßt werden, die 
einfache Fragen stellen.12 Die Antworten 
der Anrufer werden aufgezeichnet und 
hinsichtlich hörbarer Aufregung oder Unsi-
cherheit, die auf Lügen hinweist, mit einer 

„Mit dem Keyword Spotting kann dann z.B. überprüft  
werden, wie oft der Call-Center-Agent den Namen des zu verkaufenden 

Produkts im Telefongespräch erwähnt.”

Bei der nachfolgenden Erörterung von 
Leistungs- und Verhaltenskontrollmöglich-
keiten im Sinne von Stimmungsanalyse 
und Keyword Spotting im Call-Center ist 
zu beachten, dass es seit 2009 eine erste 
gesetzliche Regelung zum Arbeitnehmer-
datenschutz in § 32 Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG) gibt.5 Diese fasst die bisherige 
Rechtsprechung zum Beschäftigtendaten-
schutz zusammen  und betont die Erforder-
lichkeit der Datenerhebung, -verarbeitung 
und -nutzung für die Begründung, Durch-
führung und Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses. Die Regelungen des § 32 Abs. 1 
gelten nach § 32 Abs. 2 BDSG auch für die 
nicht-automatisierte Erhebung und Ver-
wendung von personenbezogenen Da-
ten.6

Neue Techniken zur  
Überwachung 

Die Mitarbeiter in Call-Centern sind Kon-
trollen des Arbeitgebers hinsichtlich ihrer 
Arbeitsleistung, die fast ausschließlich 
im Telefonieren besteht, mittlerweile ge-
wöhnt. Die Kontrollen nehmen stetig an 
Intensität zu, da die benutzte Technik im-
mer neue Möglichkeiten eröffnet und von 
der Verarbeitungs- und Speicherkapazität 
immer leistungsfähiger wird. Softwarege-
stützt können Auswertungen hinsichtlich 
der Sprechpausen, der individuellen Ge-
sprächsdauer, des Sprachrhythmus und der 
Wortwahl vorgenommen werden.7

Keyword Spotting: Suche nach 
Schlüsselwörtern

Es existieren inzwischen Verfahren, die Ge-
spräche hinsichtlich der benutzten Schlüs-

Mit dem Keyword Spotting kann dann 
z. B. überprüft werden, wie oft der Call-Cen-
ter-Agent den Namen des zu verkaufenden 
Produkts im Telefongespräch erwähnt, der 
Name eines Wettbewerbers auftaucht oder 
das Wort „Kündigung“ genutzt wird. Für 
die Häufigkeit der Erwähnung z. B. eines 
Verkaufsprodukts gibt es dann Vorgaben. 
Auch in deutschen Call-Centern wird die 
Methode – so berichten Betriebsräte auf 
Tagungen – in Einzelfällen und probewei-
se eingesetzt. Dadurch stellt sich die Frage 
nach der datenschutzrechtlichen Zulässig-
keit solcher Kontrollformen, die bislang in 
der datenschutzrechtlichen Diskussion der 
Überwachungsformen in Call-Centern kei-
ne Rolle gespielt hat.

Softwaregestütztes Hervorrufen 
von Stimmungen 

Michael Zoebisch8 berichtet von software-
gestützter Beeinflussung von Call-Center-
Beschäftigten, indem eine spezielle Soft-
ware dem Sprecher besonders positive 
Schlüsselmomente (Trigger) vor die Augen 
führt und ihn so in eine positive Grund-
stimmung versetzt. Dies führt wiederum 
zu einer guten Stimmung beim Agenten 
mit Auswirkung auf dessen Stimmenfre-
quenzen (Tonlage) im Gespräch. Dadurch 
teilt sich seine positive Stimmung dem An-
rufer bzw. Kunden mit. 

Diese Methode der Stimmungsanalyse 
und -beeinflussung wird anscheinend zu 
Trainingszwecken eingesetzt. Hier ist zu 
fragen, ob diese Methode nicht offensicht-
lich gegen das Persönlichkeitsrecht und die 
Menschenwürde der Beschäftigten gemäß 
Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
Grundgesetz (GG) verstößt. Hier ist der 
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„voice risk analysis“-Software ausgewertet. 
Gibt es Hinweise auf eine schlechte emoti-
onale Verfassung des Anrufenden, werden 
die Gesprächsteilnehmer an Call-Center-
Mitarbeiter weitergeleitet, die auf Betrugs-
fälle spezialisiert sind und die Anrufer in 
ein Kreuzverhör nehmen sollen. 

Hier werden neue Anwendungsgebiete 
einer Technik deutlich, die sich sicherlich so 
im Arbeitsverhältnis noch nicht verwerten 
lässt. Dennoch zeigen sich hier bereits kla-
re Persönlichkeitsrechtsverletzungen, die 
zukünftig auch Call-Center-Mitarbeiter be-
treffen könnten.13 Wer will solche Anwen-
dungsgebiete angesichts des permanent 
wachsenden Überwachungsinteresses der 
Arbeitgeber ausschließen?

Datenschutzein ordnung 
und Zulässigkeitsprüfung

Durch die verschiedenen Überwachungs-
techniken wie z. B. Silent Monitoring, Voice 
Recording und Keyword Spotting wird in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht von 
Arbeitnehmern in Call-Centern eingegrif-
fen. Durch das Aufnehmen, Aufzeichnen 
und Auswerten dienstlicher Gespräche 
wird das „Recht am eigenen Wort“ als Aus-
prägung des grundrechtlichen Persönlich-
keitsschutzes berührt.

Allgemeines Persönlichkeitsrecht

Nach dem Bundesverfassungsgericht um-
fasst das Recht am eigenen Wort die Befug-
nis des Sprechenden, „darüber zu bestim-
men, was man spricht, mit wem man spricht 
und wer Adressat ist, insbesondere also, ob 
nur der Gesprächspartner oder zusätzlich 
ein Dritter das Gespräch hört“.14 

Eingriffe in grundrechtlich geschützte 
Positionen der Beschäftigten – hier in das 
Recht am gesprochenen Wort – müssen 
verhältnismäßig sein und bedürfen einer 
Rechtfertigung. Hier ist zu untersuchen, ob 
der Einsatz derartiger Überwachungstech-
niken über eine individuelle Einwilligung 
und die berechtigten betrieblichen Interes-
sen des Arbeitgebers gerechtfertigt wer-
den kann. Dabei ist insbesondere an das 
Interesse des Arbeitgebers zu denken, eine 
dem Auftraggeber geschuldete Qualitäts-
sicherung der durchgeführten Gespräche 
nachzuweisen.

Ist die Stimme ein personen-
bezogenes Datum?

Hier stellt sich zunächst die Frage, inwie-
weit für die Durchführung derartiger Kon-
trollen im Arbeitsverhältnis Datenschutz-
vorschriften existieren, die derartige Kon-
trollen erlauben. Nach § 4 Abs. 1 BDSG ist 
die automatisierte Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung personenbezogener Daten 
von Betroffenen verboten, es sei denn, das 
BDSG, andere Gesetze, eine andere Rechts-
vorschrift oder eine Einwilligung nach § 4a 
BDSG erlauben diese Datenverarbeitung. 

Als typisches Beispiel führt die Stellungnah-
me der Artikel-29-Datenschutzgruppe 
die Stimme an, die den Sprecher identifi-
ziert.17 

Sowohl die emotionale Stimmung des 
Anrufers als auch die (emotionalen) Reaktio-
nen des Call-Center-Agenten auf bestimm-
te Situationen lassen sich softwaregestützt 
messen und sind personenbezogene Da-
ten. Diese haben einen objektiven Aussa-
gegehalt über die Qualität des Agenten, 
beziehen sich auf das Arbeitsverhalten 
und können zur Bewertung des Mitarbei-
ters genutzt werden.18 Da der Call-Center-

Eine andere Rechtsvorschrift kann nach 
herrschender Meinung auch eine Betriebs- 
oder Dienstvereinbarung sein.15

Hier soll zunächst geprüft werden, ob 
das BDSG anwendbar ist und ob es um 
personenbezogene Daten des Anrufenden 
und des Beschäftigten im Call-Center geht. 
Bei der Sprachaufzeichnung und der soft-
waregestützten Analyse der Stimme auf 
Stimmungsschwankungen handelt es sich 
im Ergebnis um biometrische Daten und 
damit – weil auch auf die Stimme der Call-
Center-Agenten und auf die des Anrufers 
bezogen – um Informationen über jeweils 
eine bestimmte natürliche Person.16

Biometrische Daten können als „biolo-
gische Eigenschaften, als physiologische 
Merkmale, Gesichtszüge und/oder repro-
duzierbare Handlungen definiert“ werden. 

Mitarbeiter eindeutig bestimmt ist, fallen 
die von ihm benutzten Schlüsselwörter bei 
der Keyword Spotting-Methode ebenso 
eindeutig unter personenbezogene Da-
ten nach § 3 Abs. 1 BDSG. Das Gleiche gilt 
für die Daten der ACD-Anlage, die z. B. die 
Anzahl der eingegangenen Anrufe, Beginn, 
Ende und Dauer der Anrufe, Zeit zwischen 
Klingeln und Annahme des Gesprächs re-
gistriert und auf jeden Call-Center-Agenten 
bezogen auswertet und z. B. Rennlisten19 

erzeugt.

Existieren Erlaubnisvorschriften? 

Hier stellt sich weiter die Frage, ob es für 
die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von Stimmungsanalysedaten und Keyword 
Spotting-Daten des Call-Center-Agenten 
eine gesetzliche Erlaubnisvorschrift gibt. 

Kontrollen in Call-Centern nehmen stetig an Intensität  zu, weil die aktuell benutzte Technik 
immer neue Möglichkeiten eröffnet …

Foto: Bling Cheese
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Da die personenbezogenen Daten bei allen 
Kontrollformen im Call-Center sich auf das 
konkrete Arbeitsverhältnis beziehen, bietet 
sich § 32 BDSG an, seit 2009 die maßgeb-
liche Vorschrift zum Beschäftigtendaten-
schutz. § 28 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BDSG schei-
den aus, somit auch als Zulässigkeitsgrund-
lage für die biometrischen Stimmdaten des 
Anrufers.20

Erforderlich zur Durchführung  
des Arbeitsverhältnisses?

Es ist unstrittig, dass der Arbeitgeber die 
Leistung seiner Arbeitnehmer kontrollie-
ren kann, inwieweit dieser seine arbeitsver-
traglichen Pflichten einhält.21 Insofern kön-

der Betroffenen am eigenen Wort eingrei-
fen, lassen sich nach vereinzelten Stimmen 
in der Literatur mit einer Einwilligung im 
Arbeitsvertrag und mit den berechtigten 
betrieblichen Interessen des Arbeitgebers 
rechtfertigen. Allerdings: Nach herrschen-
der Meinung sind verfassungsrechtlich 
gebotene Grenzen bei der Kontrolle des 
Arbeitnehmerverhaltens durch den Arbeit-
geber zu beachten.

Kein vollständiges Abbild  
der Persönlichkeit

Kontrollen des Arbeitgebers sind nicht 
uneingeschränkt möglich. Der Arbeitge-
ber hat aufgrund der mittelbaren Geltung 

erklärt.24 Auch dann bleibt es eine wesent-
liche Voraussetzung, dass die Beschäftig-
ten von dieser Überwachungsmaßnahme 
am Arbeitsplatz wissen und diese sich auf 
standardisierte Gegenstände und Inhalte 
bezieht, die die vom allgemeinen Persön-
lichkeitsrecht geschützte Eigensphäre der 
Beschäftigten kaum berühren.

Hinzu kommt: Werden etliche Kon-
trollmöglichkeiten im Call-Center womög-
lich gleichzeitig und exzessiv kombiniert 
genutzt und dadurch ein permanenter 
Überwachungsdruck zulasten der Beschäf-
tigten erzeugt, kann im Ergebnis ein Per-
sönlichkeitsprofil als „vollständiges Abbild 
der Persönlichkeit“ bzw. als ein „Profil des 
Arbeitsverhaltens“ erstellt werden. Damit 
wird die datenschutzrechtliche Zulässig-
keit derartiger Kontrollen überschritten 
und diese sind nicht mehr mit den be-
rechtigten Interessen des Arbeitgebers an 
einer Qualitätskontrolle der geführten Ge-
spräche zu rechtfertigen. Durch Methoden 
der Stimmungsanalyse und des Keyword 
Spotting wird diese Grenze überschritten. 
Der ehemalige Bundesdatenschutzbeauf-
tragte Hans Peter Bull führt zu Recht aus: 

„Wirtschaftliche Interessen rechtfertigen 
kein Persönlichkeitsprofil.“25

Heimliche Kontrollen  
grundsätzlich unzulässig

Heimliche Kontrollen der Leistung und des 
Verhaltens der Call-Center-Agenten sind in 
aller Regel unzulässig.26 Dies gilt sowohl für 
Silent Monitoring als auch für heimliches 
Voice Recording. 

Das heimliche Aufzeichnen bzw. Aus-
werten von Gesprächen auch hinsichtlich 
der Stimmung des Call-Center-Agenten 
und seiner verwendeten Schlüsselwörter 
ohne Information und Einwilligung der be-
teiligten Gesprächspartner verstößt gegen 
den Datenschutz und den allgemeinen Per-
sönlichkeitsschutz.

Call-Center-Arbeit ist in aller Regel Bild-
schirmarbeit.27 Schon die Bildschirmar-
beitsverordnung (BildscharbV) verbietet in 
ihrem Anhang Nr. 22 heimliche Kontrollen 
beim Zusammenwirken von Mensch und 
Arbeitsmittel: „Ohne Wissen der Benutzer 
darf keine Vorrichtung zur qualitativen 
oder quantitativen Kontrolle verwendet 
werden.“ Ein Übermaß an Kontrolle führt 

nen die Kontrollen der Telefonate im Sinne 
von Stimmungsanalyse und Keyword Spot-
ting als Datenerhebung, -verarbeitung und 

-nutzung erforderlich zur „Durchführung 
des Arbeitsverhältnisses“ nach § 32 Abs. 1 
S. 1 BDSG sein.

Die Erforderlichkeit und vor allem Zuläs-
sigkeit wird alsbald in Frage gestellt, sobald 
derartige Kontrollmaßnahmen heimlich er-
folgen. Das Mithören und Aufzeichnen von 
Telefonaten im Sinne von Silent Monitoring 
und Voice Recording geschieht oft auch 
heimlich. Silent Monitoring kann z. B.  über 
das Internet auch an entfernen Orten prak-
tiziert werden, dann auch von Auftragge-
bern.22 Die Zulässigkeit derartiger Kontrol-
len, auch mit Einwilligung, die in das Recht 

der Grundrechte im Arbeitsverhältnis den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu be-
achten. 

Er darf den Beschäftigten aufgrund der 
Verpflichtung aus § 75 Abs. 2 BetrVG zur 
Wahrung und Förderung der freien Ent-
faltung der Persönlichkeit im Betrieb nicht 
einem permanenten und umfassenden 
Leistungsdruck unterwerfen.23 Führt er zu-
lässige Kontrollen im Call-Center – wie bei-
spielsweise offenes Mithören – durch, muss 
er sie verhältnismäßig gestalten.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat 
1995 das Mithören von externen Telefon-
gesprächen im Call-Center nur ausnahms-
weise, stichprobenartig, für Ausbildungs-
zwecke und in der Probezeit für zulässig 

Das Mithören und Aufzeichnen von Telefonaten im Sinne von Silent Monitoring und Voice 
Recording geschieht oft auch heimlich …

Foto: dpa Picture
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zu psychischen Belastungen und Erkran-
kungen.28

Erlaubnis durch Einwilligung?

Lassen sich Stimmungsanalyse und Key-
word Spotting durch Einwilligung der Be-
schäftigten rechtfertigen? 

In § 4 Abs. 1 BDSG ist die Einwilligung 
auch für nicht-öffentliche Stellen als Er-
laubnisnorm vorgesehen. Zoebisch29 geht 
davon aus, dass dies bei dem Einsatz einer 
computergestützten Stimmungsanalyse 
möglich ist. „Eine solche Analyse bedarf der 
Einwilligung des Mitarbeiters, die arbeits-
vertraglich vereinbart werden kann, soweit 
der Arbeitnehmer diese freiwillig erklärt.“

Die Freiwilligkeit bei einer Einwilligung 
im Arbeitsverhältnis ist und bleibt äußerst 
umstritten.30 Aufsichtsbehörden für den 
Datenschutz in der Privatwirtschaft gehen 
davon aus, dass grundsätzlich von einer 
freien Einwilligung im Zusammenhang 
mit dem Abschluss eines Arbeitsvertrags 
oder im Arbeitsverhältnis nicht die Rede 
sein kann.31 Der ursprüngliche Entwurf 
eines Beschäftigtendatenschutzgesetzes 
(BDSG-E) geht davon aus, dass eine wirk-
same Einwilligung nur noch in den vom 
Gesetz definierten Ausnahmefällen zuläs-
sig ist. Die Zulässigkeit von Einwilligungen 
durch Beschäftigte ist und bleibt eine der 
wichtigsten Streitfragen im Kampf um die 
Ausgestaltung des zukünftigen § 32 BDSG.

Hier zeigt bereits die Definition in der 
EU-Datenschutzrichtlinie (Art. 2h), was un-
ter einer freien und informierten Einwilli-
gung ohne jeden Zweifel zu verstehen ist. 
Eine Einwilligung ist danach „jede Willens-
bekundung, die ohne Zwang, für den kon-
kreten Fall und in Kenntnis der Sachlage 

erfolgt und mit der die betroffene Person 
akzeptiert, dass personenbezogene Daten, 
die ihre Person betreffen, verarbeitet wer-
den“.

Offene Fragen bei der Einwilligung

Im Arbeitsverhältnis ist also nicht von einer 
völlig freien Einwilligung auszugehen. Im 
konkreten Fall ist zu bezweifeln, dass bei 
Abschluss des Arbeitsvertrags oder im lau-
fenden Arbeitsverhältnis die Einwilligung 

geführt?33 Sind den Beschäftigten die vie-
len neuen technischen Dimensionen der 
computerunterstützten Kontrolle in Call-
Centern bekannt?

Auch wenn Beschäftigte in Keyword 
Spotting und die Stimm(ungs)analyse 
einwilligen würden, verbleibt ihnen ein 
jederzeitiges Widerrufsrecht, ohne dass 
sie arbeitsrechtliche Konsequenzen zu 
befürchten haben.34 Hinzu kommt, dass 
Beschäftigte nicht auf grundgesetzlich ver-

„Wirtschaftliche Interessen rechtfertigen 
 kein Persönlichkeitsprofil!”

Hans Peter Bull, ehemaliger Bundesdatenschutzbeauftragter

in eine softwaregestützte Stimmungsana-
lyse oder Keyword Spotting freiwillig er-
folgt und dass diese vor allem in Kenntnis 
der Sachlage informiert geschieht.32 
Es drängen sich in jedem Einzelfall Fragen 
auf wie: Haben die Beschäftigten beim Ab-
schluss des Arbeitsvertrags und im Arbeits-
verhältnis eine echte Wahlmöglichkeit? 
Werden die Arbeitnehmer in Call-Center 
darüber umfassend benachrichtigt, was 
mit ihren Gesprächs- und Stimmdaten 
oder den Bedienplatzreports geschieht 
und inwieweit ein Screening, eine interne 
Weitergabe bzw. eine Übermittlung auch 
an Kunden oder Qualitätsmanagement-
Dienstleister vorgenommen wird? Wel-
cher Arbeitgeber informiert umfassend 
und rechtzeitig die Beschäftigten und die 
Belegschaftsvertretung, wenn beispiels-
weise die bereits erwähnte Software Nice, 
die derartige Funktionen anbietet, genutzt 
wird? In welchen Call-Centern werden 
rechtskonforme Verfahrensverzeichnisse 

bürgte Rechte im Arbeitsverhältnis verzich-
ten können, wenn diese einen unverzicht-
baren Kernbereich betreffen.35

Auf Grenzen der Überwachung im Be-
schäftigungsverhältnis wurde bereits hin-
gewiesen. Bei der Stimmungsanalyse und 
der Keyword Spotting-Methode ist die Ein-
willigung in jedem Einzelfall nicht rechtmä-
ßig und kann daher die Datenverarbeitung 
nicht rechtfertigen. Es gilt mit Wolfgang 
Däubler klar herauszustellen, dass auch 
mit Einwilligung des Arbeitnehmers keine 
Persönlichkeitsprofile erstellt werden dür-
fen.36

Rechtfertigung durch Betriebs-/
Dienstvereinbarung? 

Die automatisierte Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung der Stimm- und der Keyword 
Spotting-Daten ist nach der zentralen Mit-
bestimmungsnorm § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 
mitbestimmungspflichtig, weil das Auf-
zeichnen und Auswerten von Telefonaten 
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mittels technischer Kontrolleinrichtungen 
mitbestimmungspflichtig ist.37 Es gilt zu 
bedenken, dass das offene Mithören und 
die dabei angefertigten Notizen und Auf-
zeichnungen des Vorgesetzten seit 2009 
§ 32 Abs. 2 BDSG unterfallen.38

Können Interessenvertretungen der da-
tenverarbeitungsgestützten Stimmungs-
analyse- bzw. Schlüsselwort-
Methode in einer Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung zustimmen 
und so die Zulässigkeit der Stim-
mungsanalyse und des Keyword 
Spotting rechtfertigen – wo-
möglich auch ohne Einwilligung 
der betroffenen Mitarbeiter? 

Beide zur Frage stehenden 
Methoden verstoßen gegen das 
Persönlichkeitsrecht der betrof-
fenen Call-Center-Agenten, weil 
sie umfassend zur Bildung eines 
Persönlichkeitsprofils beitragen 
und sind somit nicht durch eine 
andere Rechtsvorschrift, hier Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung, 
zu rechtfertigen.39 Däubler weist 
darauf hin, dass beim Abschluss 
von Betriebsvereinbarungen 
höherrangiges Recht zu beach-
ten ist, insbesondere die Grund-
rechte der Beschäftigten sowie 
zwingendes Gesetzesrecht.40 

Zurzeit wird von interes-
sierter Seite wiederholt vorge-
tragen, dass Betriebsvereinba-
rungen von dem Standard, der 
durch das BDSG erreicht ist, im 
kollektiven Interesse zulasten 
der Beschäftigten abweichen dürfen.41

Einzelne Stimmen in der Literatur be-
rufen sich dabei auf einen überholten und 
fragwürdigen BAG-Beschluss, der nach der 
Novellierung des BDSG in den Jahren 1990 
und 2001 nicht mehr haltbar ist.42 

Mit Peter Gola ist entschieden festzu-
halten, dass schon die damalige und ein-
malige Entscheidung des BAG nicht so ein-
deutig ist und vor allem der Schutzauftrag 
aus § 75 Abs. 2 BetrVG und Art. 2 Abs. 1 GG 
zu beachten ist und eine deutliche Schran-
ke darstellt.

Betriebsvereinbarungen als unterge-
setzliche betriebliche Normen können das 
Recht auf Datenschutz der betroffenen 

Call-Center-Beschäftigten gegenüber dem 
BDSG nicht einschränken, sondern höchs-
tens ausbauen und präzisieren.43 Greifen 
die Vereinbarungen unverhältnismäßig in 
Grundrechte der Beschäftigten ein, sind 
sie nach § 134 BGB nichtig bzw. es kann 
dann auch eine Teilnichtigkeit nach § 138 
BGB vorliegen.44 Auch die Rechtsprechung 

des BAG aus 2008 zur Regelung der Video-
überwachung im Betrieb stellt inzwischen 
erheblich strengere Anforderungen an 
die Gewährleistung des informationellen 
Selbstbestimmungsrechts der Beschäftig-
ten bei Regelungen der Betriebsparteien 
als im Jahr 1986.45

Stimmanalyse und Keyword 
Spotting verhältnismäßig?

Die Frage stellt sich, ob der Einsatz der 
Stimmanalyse- und der Keyword Spotting-
Methode verhältnismäßig ist. Dabei ist eine 
sorgfältige Interessenabwägung zwischen 
den Grundrechtspositionen des Arbeitge-

bers und der Beschäftigten vorzunehmen. 
Besonders stringent und exemplarisch hat 
dies das höchste deutsche Arbeitsgericht 
in Beschlüssen von 2004 und 2008 zur Ver-
hältnismäßigkeit von Videoüberwachung 
und deren Regelung in Betriebsvereinba-
rungen durchgeführt.46

Die Betriebsparteien haben danach 
das allgemeine Persönlich-
keitsrecht in den Schranken der 
verfassungsmäßigen Ordnung 
zu beachten. Beschränkun-
gen dieses Rechts bestimmen 
sich nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, der den 
Schutzauftrag nach § 75 Abs. 
2 BetrVG konkretisiert. Dieser 
Grundsatz verlangt „dass die 
von den Betriebsparteien bzw. 
der Einigungsstelle getroffenen 
Regelung geeignet, erforderlich 
und unter Berücksichtigung der 
gewährleisteten Freiheitsrechte 
angemessen ist, um den erstreb-
ten Zweck zu erreichen“.

Die Prüfung der Verhältnis-
mäßigkeit vollzieht sich darin 
in drei Schritten. Die Regelung 
muss zunächst geeignet sein, 
den erstrebten Zweck zu för-
dern. Eine Betriebsvereinbarung, 
die die beiden Methoden der 
Stimmanalyse und des Keyword 
Spotting im Betrieb einführen 
will, muss vorab den Zweck fest-
legen. Der Zweck ist hierbei, vor 
allem in der Begründung der 
Arbeitgeber, die Qualitätssiche-

rung und -kontrolle der durchgeführten 
Gespräche. Beide Methoden erscheinen 
geeignet, diesen Zweck zu fördern.

In einem zweiten Schritt muss geprüft 
werden, ob die Regelung erforderlich ist. 
Sie ist es dann, wenn kein anderes, gleich 
wirksames und die Handlungsfreiheit we-
niger einschränkendes Mittel zur Verfü-
gung steht. Hier sind im zugrunde liegen-
den Fall erhebliche Zweifel angebracht, da 
unterschiedliche Formen des Mithörens 
und Beobachtens am Arbeitsplatz bei vor-
liegender freier Einwilligung der Betroffe-
nen als mildere und schonendere Mittel in 
Frage kommen und vor allem Schulungs- 
bzw. Coaching-Maßnahmen zum Erken-

Röhrenmonitore sind heutzutage zwar kaum mehr in Call-Centern 
anzutreffen, ergonomisch hat sich aber wenig verändert …

Foto: Workspace Solutions



TECHNIK + MITBESTIMMUNG

11Computer und Arbeit 4/2012www.cua-web.de

nen und Gestalten von Stimmungen oder 
genutzten Schlüsselwörtern in Verkaufs-
gesprächen geeignet sind. Ebenso können 
mit gezielten Maßnahmen aufgrund von 
Beschwerden der Kunden Qualitätsmängel 
behoben werden. 

Im dritten Schritt ist nach der BAG-
Entscheidung zu prüfen, ob eine derartige 
Regelung zur Stimmanalyse und zum Key-
word Spotting verhältnismäßig im enge-
ren Sinn erscheint. „Um das festzustellen, 
bedarf es einer Gesamtabwägung der In-
tensität des Eingriffs und des Gewichts der 
ihn rechtfertigenden Gründe.“ Die Grenze 
der Zumutbarkeit darf nicht überschritten 
werden. Das muss unter Berücksichtigung 
der Gesamtumstände geschehen. 

Die Kriterien der Prüfung, die die Bun-
desarbeitsrichter im Falle der Videoüber-
wachung vornehmen, lassen sich auf die 
geschilderten Überwachungsmaßnahmen 
des Arbeitgebers anwenden. Hier sollen nur 
wenige Kriterien angeführt werden, die für 
eine offensichtliche Unzulässigkeit der zur 
Diskussion stehenden Kontrollmethoden 
sprechen: Die Betroffenen bleiben nicht als 
Person anonym, sensible Umstände und 
Inhalte der Kommunikation wie Stimmun-
gen und benutzte Schlüsselwörter werden 
erfasst und ausgewertet, eine ganz erheb-
liche Persönlichkeitsrelevanz der erfassten 
Informationen bzw. biometrischen Daten 
ist gegeben, die Beschäftigten haben kei-
nen konkreten Anlass gegeben, und da 
stets das ganze Gespräch ausgewertet wird, 
ist die Intensität der Überwachungsmaß-
nahme tiefgreifend.

Die vorliegende Prüfung der Verhält-
nismäßigkeit zeigt: Die Methoden des Key-
word Spotting und der Stimmanalyse sind 
unverhältnismäßig und können auch durch 
Regelungen in einer Betriebsvereinbarung 
oder durch pauschale Einwilligung in Ar-
beitsverträgen nicht rechtmäßig in Call-
Centern eingeführt werden.47

Fazit

Der Einsatz von datenverarbeitungsge-
stützten Methoden zur Stimmungsanalyse 
und zum Keyword Spotting bei Call-Center-
Beschäftigten ist unzulässig und verstößt 
gegen verfassungsrechtlich verbürgte 
Rechte der Beschäftigten. Beide Methoden 

dienen dazu, ein tiefgreifendes Persönlich-
keitsprofil der Beschäftigten zu erstellen 
und sind – vor allem in Kombination mit 
anderen Kontrollmethoden des Arbeitge-
bers – unverhältnismäßig. Eine Interessen-
abwägung zwischen den Grundrechtsposi-
tionen des Arbeitgebers, nämlich das Recht 
auf wirtschaftliche Betätigung, und den 
Rechten der Beschäftigten, hier Persönlich-
keitsschutz und Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, kann nicht zugunsten 
des Arbeitgebers ausfallen. 

Hinzu kommt noch, dass bei der Stimm-
analyse, die zur Stimmungserkennungsana-
lyse ausgebaut wird, biometrische Daten 
der Beschäftigten dauerhaft erhoben, ver-
arbeitet und genutzt werden. Dies verstößt 
gegen den Schutzauftrag des § 75 Abs. 2 
BetrVG und Art. 1, 2 GG und somit gegen 
die Würde des Menschen. 

Es bleibt zu hoffen, dass derartige Me-
thoden, wenn sie zum Einsatz kommen, 
innerbetrieblich und außerbetrieblich 
transparent gemacht werden und Inter-
essenvertretungen, unterstützt von Auf-
sichtsbehörden und Datenschutzbeauf-
tragten, ihr Mitbestimmungsrecht nach 
§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG nutzen, dem Über-
wachungseifer von Arbeitgebern – vor-
geblich im Namen einer Qualitätskontrolle 
bei Einführung von Kontroll-Software egal 
welcher Art – klare Schranken setzen und 
Stimmungsanalyse und Keyword Spotting 
per Betriebsvereinbarung ausschließen.48 

Anständige Arbeitsbedingungen (de-
cent work) unter Wahrung des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung auch in 
Call-Centern sind und bleiben das Ziel.
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Lexikon 

ACD  (englisch: Automatic Call Distribution) ACD-
Anlagen verteilen automatisch, also computergesteu-
ert, eingehende Anrufe z. B. an die jeweils zuständi-
gen Sachbearbeiter.

Artikel-29-Datenschutzgruppe  Die Arbeits-
gruppe wurde durch Artikel 29 Richtlinie 95/46/EG 
eingesetzt. Sie ist ein unabhängiges EU-Beratungs-
gremium in Datenschutzfragen. Ihre Aufgaben sind in 
Artikel 30 Richtlinie 95/46/EG und Artikel 15 Richtlinie 
2002/58/EG festgelegt. Ihr gehören Vertreter der Auf-
sichtsbehörden für Datenschutz aller EU-Länder an. 
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– auch über den eigenen Arbeitgeber. Das kann Ärger geben, weil man im 
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